
Vereinigung der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
- Der Vorsitzende - 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei Fixierungen 
im Justiz- und Maßregelvollzug und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen 
in psychiatrischen Einrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
Ihr Schreiben vom 20. Dezember 2018 (Az.: 4400 – IV. 479) 
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Gesetz zur Verbesserung des Rechts-

schutzes bei Fixierungen im Justiz- und Maßregelvollzug bedanke ich mich. 

 

Gegen die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte (Amtsgerichte bzw. Strafvollstre-

ckungskammern der Landgerichte) für die Anordnung der Maßnahmen bestehen aus 

Sicht der Verwaltungsrichtervereinigung keine Bedenken. Die Zuweisung an die or-

dentlichen Gerichte erscheint vor allem aus praktischen Erwägungen (vorhandene Inf-

rastruktur bei den ordentlichen Gerichten) und wegen der Parallele zu den Unterbrin-

gungssachen (§§ 312 ff. FamFG) sachgerecht. 

 

Mit freundliche Grüßen 

 

 

Martin Hollands 

VV • Bahnhofsvorplatz 3 • 45879 Gelsenkirchen 

An das  
Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Per E-Mail: 
susanna.knop@jm.nrw.de 
henning.wittig@jm.nrw.de 

 

 

Dienstanschrift: 
Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht 
Dr. Martin Hollands 
 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen 
Telefon: 0209 1701-236  
Telefax: 0209 1701-124 
Martin.Hollands@vg-gelsenkirchen.nrw.de 
http://nrw.bdvr.de 

 

Gelsenkirchen, 17. Januar 2019  
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